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108 Verordnung 
über die Erhebung einer freiwilligen Spende zur Förderung der nationalen Arbeit. 
Vom 29. Juli 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 52 und 89 in Verbindung mit § 2 Buchſtaben b, d und g des 
Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird fol⸗ 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

$. 1 

Zur Finanzierung öffentlicher Arbeiten, die dem gemeinen Nutzen zu dienen beſtimmt jind, und 
zur Behebung wirtſchaftlicher, ſozialer und kultureller Notſtände wird eine öffentliche Spende ausge⸗ 
ſchrieben, an der ſich ; 

entſprechend feinem Einkommen oder Vermögen freiwillig 
zu beteiligen, nationale und ſittliche Pflicht jedes Danziger 
Volksgenoſſen iſt. 

8 2 

Freiwillige Spenden zu dem im S 1 bezeichneten Zweck können geleiſtet werden: 

1. durch Zahlung (Barzahlung, Überweiſung, Lohn- oder Gehalts⸗Abtretung), 

2. durch Hingabe von Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig oder Schuldver 

der Freien Stadt Danzig und der Stadtgemeinde Danzig. 


§ 3 
Als Annahmewert der freiwilligen Spende gelten: 
1. Bei Zahlung: 
der gezahlte Betrag, 
2. bei Hingabe von Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen: 
der nach dem letzten Börſenkurs errechnete Wert. 


8 4 
Zur Annahme freiwilliger Spenden ſind verpflichtet: 

a) Sofern die Spenden durch Zahlung geleiſtet werden: a 
die Steuerkaſſe, ſämtliche Steuerannahmeſtellen ($ 17 St. Gr. Geſ.), die Zollämter, Poſt⸗ 
anſtalten und die öffentlichen Sparkaſſen einſchließlich ihrer Nebenſtellen, 

b) ſofern fie durch Hingabe von Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen geleiſtet werden: 
die Bank von Danzig. 


ſchreibungen 


§ 5 
Uber jeden als freiwillige Spende hingegebenen Wert erhält der Spender 
beſcheinigung (Spendenſchein). Der Spendenſchein enthält: 
a) die Bezeichnung des Spenders, 
b) die Angabe des Annahmewertes (§ 3). 

Bei Hingabe von Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen enthält der Spenden⸗ 
ſchein auch die Bezeichnung der Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen unter Hervor⸗ 
hebung der üblichen Unterſcheidungsmerkmale. 

e) den Hinweis, daß der Spender die Spende freiwillig zur Förderung der nationalen Arbeit 
und zur Behebung wirtſchaftlicher, ſozialer und kultureller Notſtände geleiſtet hat, 
d) die Angabe des Tages, an dem die Spende geleiſtet wir 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 8. 1933.) 


eine Empfangs⸗ 
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8 6 
(1) Der Spender kann den Spendenſchein auf eine der beiden folgenden Arten verwenden: 
1. Er kann bei Hingabe des Spendenſcheins verlangen, daß der Annahmewert (8 3) der Spende 
von dem Einkommen desjenigen Jahres abgeſetzt wird, in dem die Spende geleiſtet worden üt. 
2. Er kann bei Hingabe des Spendenſcheins verlangen, daß in Höhe des Annahmewertes der 
Spende Steuern der im 8 7 bezeichneten Art (ablöſungsfähige Steuerſchulden) nicht nach⸗ 
erhoben werden. N * 

(2) Wird ein Spendenſchein in der im Abſatz 1 Ziffer 2 bezeichneten Art verwendet, ſo treten die 
folgenden weiteren Wirkungen ein: 

1. Zinſen und Verzugszuſchläge, die auf ab gelöſte Steuerſchulden (Abſ. 1 Ziffer 2) entfallen, 
werden nicht erhoben. 20 

2. Sit hinſichtlich einer ablöſungsfähigen Steuerſchuld (§ 7) eine Steuerzuwiderhandlung be⸗ 
gamgen worden, jo tritt dafür Straffreiheit (auch Befreiung von Disziplinarſtrafen) ein, 

wenn der Betrag, in deſſen Höhe Steuereinnahmen durch die Steuerzuwiderhandlung ver⸗ 
kürzt worden ſind, mindeſtens zur Hälfte abgelöſt wird (Abſatz 1 Ziffer 2). Die Straffreiheit 
(auch Befreiung von Disziplinarſtrafe) kommt allen Perſonen zugute, die an der Steuer⸗ 
zuwiderhandlung beteiligt waren (3. B. als Mittäter und Gehilfen). 

\ § 7 

(1) Steuerſchulden Des Spenders ſind nur inſoweit ablöſungsfähig, als es ſich um zu wenig ge⸗ 
zahlte Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom Umſatz handelt, und hinſichtlich 
dieſer Steuern eine Verkürzung von Steuereinnahmen vor dem 1. Juli 1933 eingetreten iſt. 

(2) Eine vor dem 1. Juli 1933 eingetretene Verkürzung von Steuereinnahmen liegt vor, wenn ein 
(ſchuldhaftes oder nicht ſchuldhaftes) Verhalten des Spenders (oder einer anderen Perſon, die für den 
Spender bei Erfüllung der dem Spender obliegenden ſteuerlichen Verpflichtungen tätig geworden iſt), 
dazu geführt hat, daß vor dem 1. Juli 1933 die Steuerbehörde den geſchuldeten Steuerbetrag nicht 
oder nicht in voller Höhe angefordert oder einen Erſtattungs⸗ oder Vergütungsanſpruch zu Unrecht an⸗ 
erkannt, gewährt oder belaſſen hat. 5 

i 8 8 

(1) Die im 8 6 bezeichneten Wirkungen treten nicht ein, wenn die Spende nach dem 31. März 
1934 geleiſtet wird. 

(2) Die im § 6 Abſatz 1 Ziffer 2 und im 8 6 Abſatz 2 bezeichneten Wirkungen treten nicht ein 
bei Hingabe von Spendenſcheinen über ſolche freiwillige Spenden, die geleiſtet werden, nachdem dem 
Steuerpflichtigen oder einer anderen Perſon, die die Pflichten des Steuerpflichtigen zu erfüllen hat, 
eröffnet worden iſt, daß die Steuerbehörde Kenntnis von der Verkürzung der Steuereinnahmen hat. 

n gig“ 

Das Aufkommen an freiwilliger Spende zur Förderung der nationalen Arbeit und Behebung 
wirtſchaftlicher, ſozialer und kultureller Notſtände wird in einem beſonderen Fonds vereinigt, über deſſen 
Verwendung ausſchließlich der Senat der Freien Stadt Danzig Beſtimmung trifft. 

(2) Der Senat iſt ermächtigt, in Abweichung von der Vorſchrift des § 1 das Aufkommen auch in 
anderer Weiſe zu verwenden. 

: s 10 

(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verord⸗ 
nung Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Danzig, den 29. Juli 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


109 Verordnung : 
zur Abänderung des Arbeitnehmerausſchußgeſetzes. 
Vom 28. Juli 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 77 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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Artitel I 
Das Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 31. Auguſt 1928 (G. Bl. 1928 
S. 173, 1929 S. 50) in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 7. Juli 1931 (G. Bl. S. 670) und 
vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 761) erhält hinter § 86 folgenden neuen § 86 a: 
„Ss 86 a 
Wenn in einem der in § 61 Abſ. 1 aufgeführten Betriebe eine Betriebsvertretung nicht be⸗ 
ſteht, kann der Arbeitnehmer in den Fällen des $ 84 des Arbeitsgerichts binnen einer Friſt von 
längſtens drei Wochen nach Kündigung unmittelbar anrufen. 
Die §§ 85 und 86 Wf. 1 Satz 1 und Abſ. 2 gelten entſprechend.“ 
Artikel II 
Für Kündigungen, die ſeit dem 1. Mai 1933 bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgt 


ſind, läuft die in § 86a Abſ. 1 vorgeſehene Friſt von drei Wochen vom Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung an. 


Artikel III 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929, S. 5, 29) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 31. März 1931 (G. Bl. S. 56), vom 24. April 1931 (G. Bl. S. 61), vom 
16. Juni 1931 (G. Bl. S. 491), vom 13. September 1932 (G. Bl. S. 711) und vom 14. Juli 1933 
(G. Bl. S. 329) wird in $ 2 Ziffer 4 dahin geändert, daß hinter „§ 86“ eingefügt wird: 8 80 

Artikel IV 

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 28. Juli 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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